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(1) Die Mitglieder des Gemeinderates werden von den 

Wahlberechtigten in der Gemeinde auf Grund des gleichen, 

unmittelbaren, geheimen und persönlichen Verhältniswahl-

rechtes für einen Zeitraum von fünf Jahren gewählt 

(Funktionsperiode). Die Funktionsperiode des Gemeinde-

rates beginnt mit der Angelobung seiner Mitglieder in der 

konstituierenden Sitzung und endet mit der Angelobung der 

neugewählten Mitglieder.

(2) Der Gemeinderat kann jederzeit innerhalb der 

Funktionsperiode seine Auflösung beschließen. Zur 

Gültigkeit eines solchen Beschlusses ist die Zustimmung 

von mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder erforderlich. Im 

übrigen gelten die Bestimmungen des § 94.

§ 35

Gemeinderat

Dem Gemeinderat sind, soweit durch Gesetz nichts anderes 

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates werden von den 

Wahlberechtigten in der Gemeinde auf Grund des gleichen, 

unmittelbaren, geheimen und persönlichen Verhältniswahl-

rechtes für einen Zeitraum von fünf Jahren gewählt 

(Wahlperiode). Die Funktionsperiode des Gemeinderates 

beginnt mit der Angelobung der Gemeinderatsmitglieder und 

endet – abgesehen von den Fällen der Auflösung des 

Gemeinderates gemäß § 20 Abs.2 und § 94 Abs.1 und 

Abs.2 - mit der Angelobung der neu gewählten 

Gemeinderatsmitglieder.

(2) Der Gemeinderat kann jederzeit innerhalb der 

Wahlperiode seine Auflösung beschließen.

§ 35

Gemeinderat

Dem Gemeinderat sind, soweit durch Gesetz nichts anderes 
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bestimmt wird, folgende Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches der Gemeinde zur selbständigen 

Erledigung vorbehalten:

4. der Beitritt zu und der Austritt von Verbänden, Vereinen, 

Organisationen und sonstigen Vereinigungen sowie die 

Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft; 

22. folgende Angelegenheiten der Vermögenswirtschaft:

 f) der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen 

    sowie die Vergabe von Leistungen (Herstellungen, 

    Anschaffungen, Lieferungen und Arbeiten) in einem die 

    Wertgrenze des § 36 Abs.2 Z.2 übersteigendem 

    Ausmaß,

§ 36

Gemeindevorstand (Stadtrat)

(2) Dem Gemeindevorstand sind insbesondere vorbehalten:

4. die Grundsatzentscheidung über die Durchführung von 

Bauvorhaben bis zu einem Gesamtwert von S 500.000,--;

bestimmt wird, folgende Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches der Gemeinde zur selbständigen 

Erledigung vorbehalten:

4. der Beitritt zu und der Austritt aus Verbänden, Vereinen, 

Organisationen und sonstigen Vereinigungen sowie die 

Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft; 

22. folgende Angelegenheiten der Vermögenswirtschaft:

 f) der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen 

     sowie die Vergabe von Leistungen (Herstellungen, 

     Anschaffungen, Lieferungen und Arbeiten) in einem die

     Wertgrenze des § 36 Abs.2 Z.2 übersteigendem

     Ausmaß, mit Ausnahme der Fälle des § 36 Abs.2 Z.4,

§ 36

Gemeindevorstand (Stadtrat)

(2) Dem Gemeindevorstand sind insbesondere vorbehalten:

4. die Grundsatzentscheidung sowie die Vergabe von 
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§ 38

Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich

(1) Im eigenen Wirkungsbereich obliegen dem Bürger-

meister, soweit durch Gesetz nicht anderes bestimmt wird:

 1. die Vollziehung der von den Kollegialorganen gefaßten

     Beschlüsse, unbeschadet der Bestimmungen des § 37 

     Abs.2;

§ 45

Einberufung und Vorsitz

(3) Die Gemeinderatssitzung ist schriftlich unter Bekannt-

gabe der Gegenstände der Tagesordnung einzuberufen. Die 

Einberufung ist allen Mitgliedern des Gemeinderates 

nachweislich und spätestens am fünften Tage vor dem Tag 

der Gemeinderatssitzung zuzustellen. Fällt dieser Tag auf 

Aufträgen zur Durchführung von Bauvorhaben bis zu dem 

Gesamtwert von S 500.000,--,

§ 38

Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich

(1) Im eigenen Wirkungsbereich obliegen dem Bürger-

meister, soweit durch Gesetz nicht anderes bestimmt wird:

 1. die Vollziehung der von den Kollegialorganen gefaßten

     Beschlüsse, unbeschadet der Bestimmungen des § 37 

     Abs.2, und die Vollziehung der vom Gemeinderat 

     erlassenen Richtlinien (§ 35 Z.1), sofern die Richtlinien 

     hinreichend bestimmt sind und einen eindeutigen Vollzug 

    gewährleisten;

§ 45

Einberufung und Vorsitz

(3) Die Gemeinderatssitzung ist schriftlich unter Bekannt-

gabe der Gegenstände der Tagesordnung einzuberufen. Die 

Einberufung ist allen Mitgliedern des Gemeinderates 

nachweislich und spätestens am fünften Tage vor dem Tag 
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einen Samstag, Sonn- oder Feiertag, so verlängert sich 

diese Frist auf den vorhergehenden Werktag. Bei der 

Zustellung durch die Post finden die Bestimmungen des 

Zustellgesetzes, BGBl.Nr. 200/1982 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 158/1998, Anwendung. Eine Verletzung von Form und 

Frist gilt als geheilt, wenn dieses Mitglied zur Sitzung 

erscheint.

§ 51

Abstimmung

(3) Die Stimmabgabe erfolgt in der Regel durch Erheben der 

Hand oder Erheben von den Sitzen. Die Abstimmung ist 

namentlich durchzführen, wenn es der Gemeinderat 

besonders beschließt. Die Abstimmung hat durch 

Stimmzettel zu erfolgen, wenn dies gesetzlich bestimmt ist 

oder wenn es von mindestens einem Drittel der in 

beschlußfähiger anzahl anwesenden Mitglieder des 

der Gemeinderatssitzung zuzustellen. Die Einberufung kann 

auch telegraphisch, fernschriftlich, mit Telefax, im Wege 

automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder 

anderen technisch möglichen Weise übermittelt werden, 

wenn das Mitglied des Gemeinderates dieser 

Übertragungsart zugestimmt hat. Fällt dieser Tag auf einen 

Samstag, Sonn- oder Feiertag, so verlängert sich diese Frist 

auf den vorhergehenden Werktag. Auf die Zustellung bzw. 

Übermittlung der Einberufung finden die Bestimmungen des 

Zustellgesetzes, BGBl.Nr. 200/1982 i.d.F. BGBl. I Nr. 

158/1998, Anwendung, wobei eine Zustellung zu eigenen 

Handen nicht erforderlich ist. Eine Verletzung von Form und 

Frist gilt als geheilt, wenn dieses Mitglied zur Sitzung 

erscheint. 

§ 51

Abstimmung

(3) Die Stimmabgabe erfolgt in der Regel durch Erheben der 

Hand oder Erheben von den Sitzen. Die Abstimmung ist 

geheim durchzführen, wenn es der Gemeinderat besonders 

beschließt. Die Abstimmung hat durch Stimmzettel zu 

erfolgen, wenn dies gesetzlich bestimmt ist oder wenn es 

von mindestens einem Drittel der in beschlußfähiger anzahl 
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Gemeinderates verlangt wird.

§ 54

Hemmung des Vollzuges

(2) Erachtet der Bürgermeister, daß ein Beschluß eines 

Kollegialorganes einen wesentlichen Nachteil für die 

Gemeinde zur Folge haben könnte, so hat er mit der 

Vollziehung innezuhalten und den Gegenstand zur 

neuerlichen Beratung und Beschlußfassung in die nächste 

Gemeinderatssitzung einzubringen; wiederholt oder 

bestätigt der Gemeinderat den Beschluß, so ist dieser vom 

Bürgermeister zu vollziehen.

§ 56

Besondere Bestimmungen für den Gemeindevorstand

(Stadtrat)

(1) Der Gemeindevorstand (Stadtrat) ist beschlußfähig, 

wenn der Vorsitzende und die Hälfte der Mitglieder 

anwesend sind. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Eine 

öffentliche Kundmachung der Tagesordnung unterbleibt.

anwesenden Mitglieder des Gemeinderates verlangt wird.

§ 54

Hemmung des Vollzuges

(2) Erachtet der Bürgermeister, daß ein Beschluß eines 

Kollegialorganes einen wesentlichen Nachteil für die 

Gemeinde zur Folge haben könnte, so hat er mit der 

Vollziehung innezuhalten und den Gegenstand zur 

neuerlichen Beratung und Beschlußfassung in die nächste 

Sitzung einzubringen; wiederholt oder bestätigt das 

Kollegialorgan den Beschluß, so ist dieser vom 

Bürgermeister zu vollziehen.

§ 56

Besondere Bestimmungen für den Gemeindevorstand

(Stadtrat)

(1) Der Gemeindevorstand (Stadtrat) ist beschlußfähig, wenn 

der Vorsitzende und die Hälfte der Mitglieder anwesend 

sind. Wenn ein Vertreter des Bürgermeisters (§ 27) den 

Vorsitz führt, genügt insgesamt die Anwesenheit der 

Hälfte der Mitglieder. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

Eine öffentliche Kundmachung der Tagesordnung 

unterbleibt.
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§ 60

Instanzenzug

(1) Der Instanzenzug gegen Bescheide in Angelegenheiten 

des eigenen Wirkungsbereiches geht an den Gemeinde-

vorstand (Stadtrat). Dieser übt auch die in den verfahrens-

gesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen oberbehörd-

lichen Befugnisse aus. Gegen die Entscheidung des 

Gemeindevorstandes ist eine weitere Berufung unzulässig.

(2) Hat das Gemeindeamt Organstellung, geht der 

Instanzenzug an den Gemeindevorstand (Stadtrat) der in 

diesem Falle auch die in den verfahrensgesetzlichen 

Bestimmungen vorgesehenen oberbehördlichen Befugnisse 

ausübt. Gegen die Entscheidung des Gemeindevorstandes 

ist eine weitere Berufung unzulässig.

§ 94

Auflösung des Gemeinderates und

des Gemeindevorstandes

§ 60

Instanzenzug

(1) Der Instanzenzug in Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches geht 

1. gegen Bescheide des Bürgermeisters (des Gemeinde-

amtes gemäß § 42 Abs.3) an den Gemeindevorstand 

(Stadtrat),

2. gegen erstinstanzliche Bescheide des Gemeindevor-

standes (Stadtrates) an den Gemeinderat.

Gegen Berufungsbescheide des Gemeindevorstandes 

(Stadtrates) nach Z.1 ist eine weitere Berufung unzulässig.

(2) Die in den verfahrensgesetzlichen Bestimmungen 

vorgesehenen oberbehördlichen Befugnisse üben aus: 

1. gegenüber dem Bürgermeister und dem Gemeindeamt mit  

Organstellung der Gemeindevorstand (Stadtrat), 

2. gegenüber dem Gemeindevorstand (Stadtrat) der 

Gemeinderat.

Gegen Bescheide des Gemeindevorstandes (Stadtrates) 

nach Z.1 ist eine Berufung unzulässig.

§ 94

Auflösung des Gemeinderates und

des Gemeindevorstandes
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(2) Die Landesregierung hat den Gemeinderat aufzulösen, 

wenn während der Funktionsperiode weniger als zwei Drittel 

der Gemeinderatsmandate besetzt sind.

§ 96

Erste Sitzung

(1) Die erste Sitzung des Gemeinderates muß spätestens 

zwei Wochen nach dem ungenützten Ablauf der Frist zur 

Anfechtung der Wahl stattfinden. Wurde die Wahl 

angefochten, muß die erste Sitzung binnen zwei Wochen 

nach Zustellung der Entscheidung der Landes-Hauptwahl-

behörde stattfinden.

(2) Zur ersten Sitzung werden die gewählten Bewerber vom 

bisherigen Bürgermeister (seinem Stellvertreter) eingeladen. 

Wenn das nicht möglich ist, erfolgt die Einladung durch das 

an Jahren älteste Mitglied des neugewählten Gemeinde-

rates (Altersvorsitzender).

(2) Die Landesregierung hat den Gemeinderat aufzulösen, 

wenn während der Funktionsperiode weniger als zwei Drittel 

der Gemeinderatsmandate besetzt sind. Eine Auflösung des 

Gemeinderates ist nicht zulässig bevor die Wahlen des 

Bürgermeisters, der Mitglieder des Gemeindevorstandes 

(Stadtrates), der(s) Vizebürgermeister(s) und der Prüfungs-

ausschußmitglieder vorgenommen worden sind (§ 98ff).

§ 96

Erste Sitzung

(1) Die erste Sitzung des Gemeinderates muß spätestens 

zwei Wochen nach dem ungenützten Ablauf der Frist zur 

Anfechtung der Wahl stattfinden. Wurde die Wahl 

angefochten, muß die erste Sitzung binnen zwei Wochen 

nach Zustellung der Entscheidung der Landes-Hauptwahl-

behörde stattfinden, sofern nicht die Gemeinderatswahl zur 

Gänze oder teilweise wiederholt werden muß.

(2) Zur ersten Sitzung werden die gewählten Bewerber vom 

bisherigen Bürgermeister (seinem Stellvertreter) eingeladen. 

Wenn das nicht möglich ist, erfolgt die Einladung durch das 

an Jahren älteste Mitglied des neugewählten Gemeinde-

rates (Altersvorsitzender). Im Falle einer Säumnis erfolgt die 
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(3) Wurde die Neuwahl des Gemeinderates wegen einer 

Gebietsänderung durchgeführt, muß der Bürgermeister 

jener Gemeinde, deren Gemeindewahlbehörde die Neuwahl 

durchgeführt hat, den Gemeinderat einberufen.

(4) Den Vorsitz in der ersten Sitzung des Gemeinderates 

führt bis zur Annahme der Wahl durch den neugewählten 

Bürgermeister der Altersvorsitzende.

§ 97

Gelöbnis

(1) Vor der Wahl des Bürgermeisters muß jeder gewählte 

Bewerber vor dem Altersvorsitzenden ein Gelöbnis ablegen.

§ 98

Allgemeines

(1) Zum Bürgermeister oder Mitglied des Gemeinde-

Einladung durch die Aufsichtsbehörde.

(3) Wurde die Neuwahl des Gemeinderates wegen einer 

Gebietsänderung durchgeführt, muß der Bürgermeister  

jener Gemeinde, deren Gemeindewahlbehörde die Neuwahl 

durchgeführt hat, den Gemeinderat einberufen.

(4) Den Vorsitz in der ersten Sitzung des Gemeinderates 

führt bis zur Annahme der Wahl durch den neugewählten 

Bürgermeister der Altersvorsitzende.

(5) In der konstituierenden Gemeinderatssitzung können nur 

Wahlen,  Bestellungen sowie Entsendungen durchgeführt 

und die hiefür notwendigen Beschlüsse gefaßt werden.

§ 97

Gelöbnis

(1) Vor der Wahl des Bürgermeisters muß jeder gewählte 

Bewerber vor dem Altersvorsitzenden ein Gelöbnis ablegen. 

Wenn in der ersten Sitzung des Gemeinderates weniger als 

zwei Drittel aller Mitglieder des Gemeinderates anwesend 

sind, ist die Angelobung zu Beginn der neuerlichen Sitzung 

(§ 98 Abs.1) vorzunehmen.

§ 98

Allgemeines
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vorstandes (Stadtrates) dürfen nur österreichische 

Staatsbürger gewählt werden. Zur Gültigkeit der Wahl des 

Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes (Stadtrates) 

ist die Anwesenheit von mindestens zwei Drittel aller 

Mitglieder des Gemeinderates erforderlich. Wenn diese 

Anwesenheit nicht erreicht wird, muß der Gemeinderat 

binnen zwei Wochen neuerlich zu den Wahlen einberufen 

werden. Bei der neuerlichen Sitzung dürfen die Wahlen 

ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Gemeinde-

ratsmitglieder durchgeführt werden.

(2) Die Wahlen müssen mit Stimzetteln durchgeführt 

werden. Über die Gültigkeit oder Ungültigkeit der 

Stimmzettel der der Wahl des Bürgermeisters entscheidet 

der Altersvorsitzende unter Beiziehung von zwei Mitgliedern 

des Gemeinderates, die er unter Berücksichtigung der 

Parteienverhältnisse auswählt.

(1) Zum Bürgermeister oder Mitglied des Gemeinde-

vorstandes (Stadtrates) dürfen nur österreichische 

Staatsbürger gewählt werden. Zur Gültigkeit der Wahl des 

Bürgermeisters, des Gemeindevorstandes (Stadtrates), 

der(s) Vizebürgermeister(s) und der Mitglieder des 

Prüfungsausschusses ist die Anwesenheit von mindestens 

zwei Drittel aller Mitglieder des Gemeinderates erforderlich. 

Wenn diese Anwesenheit nicht erreicht wird, muß der 

Gemeinderat binnen zwei Wochen neuerlich zu den Wahlen 

einberufen werden, die spätestens vier Wochen nach der 

ersten Sitzung stattzufinden hat. Bei der neuerlichen Sitzung 

dürfen die Beschlüsse über die Anzahl der zu wählenden 

Vizebürgermeister und geschäftsführenden Gemeinderäte 

(Stadträte), und die Wahlen ohne Rücksicht auf die Anzahl 

der anwesenden Gemeinderatsmitglieder durchgeführt 

werden. § 96 Abs.2 dritter Satz gilt sinngemäß.

(2) Die Wahlen müssen mit Stimmzetteln und geheim 

durchgeführt werden. Über die Gültigkeit oder Ungültigkeit 

der Stimmzettel der der Wahl des Bürgermeisters 

entscheidet der Altersvorsitzende unter Beiziehung von zwei 

Mitgliedern des Gemeinderates, die er unter 

Berücksichtigung der Parteienverhältnisse auswählt.
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§ 107

Wahl der Gemeinderatsausschüsse und deren Vorsitzenden

(1) Die im Gemeinderat vertretenen Wahlparteien haben 

entsprechend dem Verhältniswahlrecht nach den bei der 

letzten Gemeinderatswahl erzielten Parteisummen 

Anspruch auf die Besetzung

 a) der Ausschußmitglieder und

 b) der Vorsitzendenstellen (nach Maßgabe des Abs. 2) und 

     der Vorsitzendenstellvertreterstellen, sofern sie im 

     Ausschuß vertreten sind.

Welcher Wahlpartei die Vorsitzendenstelle und/oder die 

Vorsitzendenstellvertreterstelle eines Ausschusses 

zukommt, wird durch Gemeinderatsbeschluß bestimmt.

(2) Bei der Aufteilung der Vorsitzendenstellen auf die 

Wahlparteien bleibt die Stelle des Vorsitzenden des 

Prüfungsausschusses unberücksichtigt. Von der Wahl zum 

Vorsitzenden des Prüfungsausschusses ist ausge-

schlossen, wer der Wahlpartei des Bürgermeisters 

§ 107

Wahl der Gemeinderatsausschüsse und deren Vorsitzenden

(1) Die im Gemeinderat vertretenen Wahlparteien haben 

während der gesamten Funktionsperiode entsprechend dem 

Verhältniswahlrecht nach den bei der letzten Gemeinderats-

wahl erzielten Parteisummen das Vorschlagsrecht zur 

Besetzung

 a) der Ausschußmitglieder und

 b) der Vorsitzendenstellen (nach Maßgabe des Abs. 2) und 

     der Vorsitzendenstellvertreterstellen, sofern sie im 

     Ausschuß vertreten sind.

Welcher Wahlpartei das Vorschlagsrecht für die Besetzung 

einer Vorsitzendenstelle und/oder Vorsitzendenstellvertreter-

stelle eines Ausschusses – mit Ausnahme des Prüfungs-

ausschusses -  zukommt, wird durch Gemeinderatsbeschluß 

bestimmt.

(2) Bei der Aufteilung der Vorsitzenden- und Vorsitzenden-

stellvertreterstellen  auf die Wahlparteien bleibt die Stelle des 

Vorsitzenden und des Vorsitzendenstellvertreters des 
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angehört, sofern eine andere Wahlpartei als die des 

Bürgermeisters im Prüfungsausschuß vertreten ist.

(3) Voraussetzung für die Wahl und die Mitgliedschaft ist die 

Mitgliedschaft zum Gemeinderat. Von der Wahl zum Mitglied 

des Prüfungsausschusses sind der Bürgermeister, die 

Mitglieder des Gemeindevorstandes (Stadtrates), der 

Kassenverwalter und der erforderlichenfalls bestellte 

Vertreter des Kassenverwalters sowie deren Ehegatten, 

Verwandte oder Verschwägerte in der Seiten- oder auf- und 

absteigenden Linie bis einschließlich zum zweiten Grad 

ausgeschlossen.

(4) Wird ein Mitglied des Prüfungsausschusses zum 

Bürgermeister, zum Mitglied des Gemeindevorstandes 

(Stadtrates) gewählt, zum Kassenverwalter oder zu dessen 

Stellvertreter bestellt, scheidet es aus dem Prüfungs-

ausschuß aus. Das gleiche gilt für ein verwandtes 

(verschwägertes) Mitglied derselben Wahlpartei der von der 

Wahl zum Mitglied des Prüfungsausschusses ausgeschlos-

senen Personen und deren Ehegatten.

(5) Für die Wahl der Mitglieder sowie der Vorsitzenden und 

Vorsitzendenstellvertreter der Ausschüsse sind die 

Bestimmungen der §§ 102 Abs. 1, 3 und 4, 103 und 104 

Prüfungsausschusses unberücksichtigt. Von der Wahl zum 

Vorsitzenden des Prüfungsausschusses ist ausgeschlossen, 

wer der Wahlpartei des Bürgermeisters angehört, sofern eine 

andere Wahlpartei als die des Bürgermeisters im 

Prüfungsausschuß vertreten ist.

(3) Voraussetzung für die Wahl und die Mitgliedschaft ist die 

Mitgliedschaft zum Gemeinderat. Von der Wahl zum Mitglied 

des Prüfungsausschusses sind der Bürgermeister, die 

Mitglieder des Gemeindevorstandes (Stadtrates), der 

Kassenverwalter und der erforderlichenfalls bestellte 

Vertreter des Kassenverwalters sowie deren Ehegatten, 

Verwandte oder Verschwägerte in der Seiten- oder auf- und 

absteigenden Linie bis einschließlich zum zweiten Grad 

ausgeschlossen. Die Wahl der Prüfungsausschußmitglieder 

hat in der konstituierenden (neuerlichen) Sitzung des 

Gemeinderates zu erfolgen.

(4) Wird ein Mitglied des Prüfungsausschusses zum 

Bürgermeister, zum Mitglied des Gemeindevorstandes 

(Stadtrates) gewählt, zum Kassenverwalter oder zu dessen 

Stellvertreter bestellt, scheidet es aus dem Prüfungs-

ausschuß aus. Das gleiche gilt für ein verwandtes 

(verschwägertes) Mitglied derselben Wahlpartei der von der 

Wahl zum Mitglied des Prüfungsausschusses ausgeschlos-

senen Personen und deren Ehegatten.

(5) Für die Wahl der Mitglieder sowie der Vorsitzenden und 
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sinngemäß anzuwenden. Zur erstmaligen Wahl des 

Vorsitzenden muß der Ausschuß vom Bürgermeister 

einberufen werden, der bis zur Beendigung der Wahl des 

Vorsitzenden den Vorsitz führt.

Vorsitzendenstellvertreter der Ausschüsse sind die 

Bestimmungen der §§ 102 Abs. 1, 3 und 4, 103 und 104 

sinngemäß anzuwenden. Die von jeder Wahlpartei für die 

einzelnen Ausschüsse Vorgeschlagenen können gemeinsam 

in einem Wahlvorgang gewählt werden. Zur Gültigkeit der 

Wahl der Ausschußmitglieder ist die Anwesenheit von 

mindestens zwei Drittel der Mitglieder des Gemeinderates 

erforderlich. Wenn diese Anwesenheit nicht erreicht wird, 

kann die Wahl durchgeführt werden, wenn bei der 

neuerlichen Gemeinderatssitzung mehr als die Hälfte der 

Mitglieder des Gemeinderates anwesend sind, wobei bei der  

zweiten Einberufung auf diese Bestimmung ausdrücklich 

hinzuweisen ist. Zur gleichzeitigen Wahl des Vorsitzenden 

und des Vorsitzendenstellvertreters muß der Ausschuß vom 

Bürgermeister einberufen werden, der bis zur Beendigung 

der Wahl des Vorsitzenden den Vorsitz führt.


